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zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 

über den Binnenschiffsverkehr 


A. Zielsetzung 

Mit dem am 26. Januar 1988 Unterzeichneten Abkommen soil der 
deutsch-tschechosiowakische Binnenschiffsverkehr auf eine vertrag- 
liche Grundiage gesteiit werden. Damit wird auch dem Beschluß des 
Bundeskabinetts vom 2. Februar 1983 entsprochen, wonach der 
Binnenschiffsverkehr mit den interessierten Staaten, die den Main- 
Donau-Kanal befahren wollen, vertraglich zu regeln ist. 

B. Lösung 

Das am 26. Januar 1988 Unterzeichnete Abkommen trifft die erforder- 
lichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die 
verfassungsmäßigen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes für die Ratifikation des Abkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind durch das Gesetz und das Abkommen nicht zu erwarten (siehe 
dazu Begründung). 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (323) - 932 00 - Rh 1/89 (NA 3) Bonn, den 3. Februar 1989 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 26. Januar 1988 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Tsche- 
choslowakischen Sozialistischen Republik über den Binnenschiffsverkehr mit 
Begründung (Anlage 1 ) und Vorblatt. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und tschechischer Sprache sowie 
die Denkschrift hierzu sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. , 

Der Bundesrat hat in seiner 595. Sitzung am 25. November 1988 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie 
aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 26. Januar 1988 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 

über den Binnenschiffsverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Prag am 26. Januar 1988 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Tschechoslowaki- 
schen Sozialistischen Republik über den Binnenschiffsver- 
kehr sowie dem am 14. Februar 1987 aus Anlaß des 
Abschlusses der Verhandlungen über dieses Abkommen 
Unterzeichneten Protokoll wird zugestimmt. Das Abkom- 
men sowie das Protokoll werden nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, die 
genehmigten Vereinbarungen über die Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen für den Wechsei- 
verkehr, auf die sich der Gemischte Ausschuß gemäß 
Artikel 14 Abs. 3 des Abkommens geeinigt hat, durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Abweichungen von den in einer Rechtsverordnung nach 
Artikel 2 festgesetzten Mindest-ZHöchstfrachten für Ver- 
kehrsleistungen sowie Zahlungen oder andere Zuwendun- 
gen, die einer Umgehung des festgesetzten Entgelts 
gleichkommen, sind verboten. 

Artikel 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 3 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes 1954 handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Abschluß von Verträgen über Wechselverkehre im Sinne 


des Artikels 3 des Abkommens in Abweichung von den 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 2 in Kraft gesetzten 
Mindest-ZHöchstfrachten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt. 

Artikel 5 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. Der Bundesminister für Verkehr kann 
abweichend von § 37 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten durch Rechtsverordnung eine Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion als für den Bereich mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuständig erklären. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 
Soweit den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen des Bun- 
des auf Grund dieses Gesetzes oder durch Rechtsverord- 
nungen auf Grund dieses Gesetzes Aufgaben zugewiesen 
werden, nimmt diese im Land Berlin der zuständige Fach- 
senator wahr. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 7 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 19 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die vom Gemischten Ausschuß vorgeschlagenen Min- 
dest-/Höchstfrachten müssen nach Genehmigung inner- 
staatlich in einer der Rechtsstaatlichkeit genügenden Form 
umgesetzt werden. 

Zu Artikel 3 

Mit dieser Regelung wird ein Verbot für Umgehungsge- 
schäfte begründet. 

Zu Artikel 4 

Um eine Beachtung der vom Bundesminister für Verkehr 
erlassenen Mindest-ZHöchstfrachten sicherzustellen, er- 
scheint es geeignet, erforderlich und verhältnismäßig, eine 
Bußgelddrohung nicht nur für die unmittelbaren Vertrags- 
kontrahenten, sondern auch für die Vermittler und Erfül- 
lungspersonen zu schaffen. In Anlehnung an §36 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes, der die Verstöße gegen 
die für innerstaatliche Transportleistungen festgesetzten 
Frachtentgelte als Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 3 
des Wirtschaftstrafgesetzes 1954 festschreibt, wurde hier 
ebenso verfahren. Damit wird erreicht, daß auch Verstöße 
gegen die für den deutsch-tschechoslowakischen Wech- 
selverkehr vom Bundesminister für Verkehr erlassenen 
Mindest-ZHöchstfrachten mit einer Geldbuße bis zu fünfzig- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden können. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel regelt, welche Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion bei Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 
zuständig ist. Diese Regelung ist mit § 39 Abs. 1 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes identisch. 


Zu Artikel 6 

Das Abkommen sowie die nach den Artikeln 2 und 5 
dieses Gesetzes zu erlassenden Verordnungen sollen 
auch auf das Land Berlin Anwendung finden; der Artikel 
enthält deshalb in Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 die 
übliche Berlin-Klausel. Absatz 1 Satz 2 bezeichnet die 
Berliner Behörde, welche die Aufgaben der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion in Berlin (West) wahrnimmt. 

Zu Artikel 7 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 19 Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung- 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh- 
rung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch 
das Gesetz und das Abkommen nicht zu erwarten. Die in 
dem Abkommen vorgesehenen Mindest-ZHöchstfrachten 
werden im Gemischten Ausschuß, in dem Vertreter des 
Bundesministers für Verkehr, der Binnenschiffahrt und der 
verladenden Wirtschaft sitzen, vereinbart, so daß eine 
Ausgewogenheit der Frachten gewährleistet ist. Mögliche 
Preiserhöhungen lassen sich im voraus nicht quantifizie- 
ren. Selbst wenn sich aus Kostengründen in der Zukunft 
die Notwendigkeit von Frachterhöhungen ergeben sollte, 
dürften sich solche Erhöhungen vom Umfang her wegen 
des Wettbewerbs zu den anderen Verkehrsträgern in sol- 
chen Grenzen halten, daß Auswirkungen auf das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, aus 
heutiger Sicht kaum zu erwarten sind. Im übrigen kann 
erwartet werden, daß der mit dem Abkommen ermöglichte 
Einsatz des kostengünstigen Verkehrsträgers Binnenschiff 
sich vorteilhaft auf das Verbraucherpreisniveau auswirken 
wird. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 

über den Binnenschiffsverkehr 

Dohoda 

mezi vlädou Spolkove republiky Nemecka 
a vlädou Ceskoslovenske socialisticke republiky 
0 vnitrozemskä vodni dopravä 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik - 

von dem Wunsche geleitet, den Binnenschiffsverkehr beider 
Länder weiterzuentwickeln, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit In Europa, insbesondere ihrer Bestimmungen 
über die Entwicklung des Verkehrswesens - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) „Schiffe“: die Im Geltungsbereich dieses Abkommens amtlich 
registrierten Binnenschiffe, mit denen Personen- und/oder 
Güterverkehr dort, wo sie registriert sind, ohne eine beson- 
dere Fahrterlaubnis betrieben werden kann; 

b) „Trägerschiffsleichter“: Schiffe nach Buchstabe a, die unbe- 
mannte und nichtmotorisierte Leichter sind; 

c) „Schiffahrtsunternehmen“: Schiffahrttreibende, die Ihren stän- 
digen Firmen- oder Wohnsitz im Geltungsbereich dieses 
Abkommens haben; 

d) „Zuständige Behörden“: der Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland und der Minister für Verkehrs- 
wesen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik, 
soweit sie sich nicht gegenseitig andere Behörden oder Stel- 
len als zuständig mitteilen; 

e) „Häfen“: die Häfen und amtlich genehmigten ümschlagstellen 
Im Geltungsbereich dieses Abkommens. 

Artikel 2 

(1) Nach Maßgabe der Artikel 3 bis 6 dürfen die Schiffe der 
einen Seite die Binnenwasserstraßen der anderen Seite im Gel- 
tungsbereich dieses Abkommens befahren sowie die Häfen und 
amtlich zugelassenen Liegestellen benutzen. Dies gilt auch 
entsprechend für den Transport von schwimmenden Geräten 
und Schwimmkörpern sowie für das Überführen von Schiffs- 
neubauten. 

(2) Auf der Elbe bleibt die bisherige Praxis der Schiffahrt unter 
Berücksichtigung von Artikel 3 Absatz 3 unberührt. 

Artikel 3 

(1) Schiffe beider Selten dürfen Personen und/oder Güter zwi- 
schen Häfen der einen Seite und Häfen der anderen Seite sowie 
umgekehrt über die sie verbindenden Binnenwasserstraßen 
befördern (Wechselverkehr). 


Vläda Spoikovä republiky Nämecka 
a 

vläda Öeskoslovenskä sociallstickä republiky, 


vedeny pfänim däie rozvijet vnitrozemskou vodni dopravu obou 
zemi, 

se zfetelem k Zäväreönämu aktu Konference o bezpeönostl a 
spolupräci v Evropä, zviäätä k jeho ustanovenim o rozvoji 
dopravy, 

se dohodly takto: 

Ölänek 1 

Ve smysiu täto dohody jsou: 

a) „lodä“: fiöni lodä, üfednä registrovanä v püsobnostl täto 
dohody, kterymi müie byl provädäna preprava osob a/nebo 
näkladü tarn, kde jsou registroväny, bez zviäätniho jizdnfho 
povoleni; 

b) „lichtäry“: lodä ve smysiu pismena a), kterä jsou tiaönymi 
öluny bez posädky a jsou bez vlastm'ho pohonu; 

c) „plavebni podniky“: provozovatelä plavby, kten maji stälä 
sidio sve firmy nebo svä trvalä bydilätö v püsobnostl täto 
dohody; 

d) „pfisluänä üfady“: spolkovy minlstr dopravy Spolkovä repu- 
bliky Nämecka a minlstr dopravy Öeskoslovenskä socialistickä 
republiky, pokud si vzäjemnä nesdäii jinä üfady nebo mista 
jako phsiuänä; 

e) „phstavy“: pfistavy a üfednä povolenä pfekladiätä v püsobno- 
sti täto dohody. 

Ölänek 2 

1 . Podle ölänkü 3 ai 6 mohou lodä jednä strany plout po vnitro- 
zemskj'ch vodnich cestäch druhä strany v püsobnostl täto 
dohody, jakoi I pouiivat pfistavy a üfednä povolenä üvaziätä. 
Toto plati takä pfimäfenä pro pfepravu piovoucich zafizeni a 
plovoucich täles, jakoi i pro pfeväieni novostaveb plavidel. 


2. Na Labi züstävä dosavadni plavebni praxe s pfihlädnutim k 
öiänku 3 odstavci 3 nedotöena. 

Ölänek 3 

1 . Lodä obou stran mohou pfepravovat osoby a/nebo näklady 
mezi pfistavy jednä strany a pfistavy druhä strany, jakoi I 
naopak, po vnitrozemskych vodnich cestäch, kterä je spojuji 
(vzäjemnä pfeprava). 
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Tschechoslowakische Schiffe dürfen Personen und/oder Güter 
nur zwischen tschechoslowakischen Häfen und/oder folgenden 
Häfen der anderen Seite sowie umgekehrt befördern: 

a) Seehäfen; 

b) Häfen, die auf dem direkten Weg zu Seehäfen liegen; 

c) Häfen, die die zuständige Behörde im Sinne des Artikels 1 
Buchstabe d auf Vorschlag des Gemischten Ausschusses 
benannt hat. 

(2) Im Wechselverkehr sind die Schiffahrtsunternehmen beider 
Seiten je zur Hälfte am Ladungsaufkommen Im Jahresverlauf 
kontinuierlich zu beteiligen. Die bei der Ladungsaufteilung anzu- 
wendende Berechnungsart wird vom Gemischten Ausschuß fest- 
gelegt. 

(3) Ausgenommen von Absatz 2 sind die Transporte mit Schif- 
fen der tschechoslowakischen Seite über die Elbe von der Tsche- 
choslowakischen Sozialistischen Republik nach dem Seehafen 
Hamburg und umgekehrt. Bei den anderen Transporten von Tran- 
sitgütern über Seehäfen der Bundesrepublik Deutschland kann 
abweichend von Absatz 2 auch eine für die tschechoslowakische 
Seite günstigere Aufteilung des Ladungsaufkommens vorgenom- 
men werden. Sofern es sich um Loco-Gut für den Hafen Hamburg 
handelt, wirkt die tschechoslowakische Seite darauf hin, daß die 
Schiffahrt der anderen Seite an diesen Transporten beteiligt wird. 

Einzelheiten der Durchführung werden im Gemischten Ausschuß 
vereinbart. 

(4) Auf Antrag der zuständigen Behörde einer Seite sind auf 
Vorschlag des Gemischten Ausschusses wirtschaftlich auskömm- 
liche Mindest-Höchstfrachten und die Nebenbedingungen ver- 
bindlich zu vereinbaren. 

(5) Jede Seite kann für das Befahren ihrer Wasserstraßen 
im Wechselverkehr nach Beratung im Gemischten Ausschuß 
Höchstzahlen der Fahrten festsetzen, sofern außerordentliche 
Gründe, die mit der Abwicklung des Binnenschiffsverkehrs 
Zusammenhängen, dies erforderlich machen. 

(6) Andere als die In Artikel 1 Buchstabe a genannten Schiffe 
werden zur Teilnahme am Wechselverkehr zwischen den Häfen 
beider Seiten nur so weit zugelassen, als dies auf Vorschlag des 
Gemischten Ausschusses vereinbart wird. 


Artikel 4 

(1) Unbeschadet bestehender multilateraler Verträge dürfen 
Schiffe beider Seiten Personen und/oder Güter durch das Gebiet 
der anderen Seite hindurch auf den Streckenabschnitten beför- 
dern, die von den zuständigen Behörden auf der Grundlage eines 
Vorschlages des Gemischten Ausschusses vereinbart werden 
(Transitverkehr). 

(2) Jede Seite kann für das Befahren ihrer Wasserstraßen Im 
Transitverkehr nach Beratung im Gemischten Ausschuß Höchst- 
zahlen der Fahrten festsetzen, sofern außerordentliche Gründe 
dies im Transitverkehr erforderlich machen. 


Artikel 5 

Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi- 
schen einem Hafen der anderen Seite und einem Hafen in einem 
dritten Staat (Drittlandverkehr) und umgekehrt nur auf Grund einer 
besonderen Erlaubnis der jeweils zuständigen Behörde beför- 
dern. 

Artikel 6 

Die Beförderung von Personen und/oder Gütern zwischen 
Häfen der anderen Seite (Kabotage) ist nur auf Grund einer 
besonderen Erlaubnis der jeweils zuständigen Behörde gestattet. 


Öeskoslovenskö lodä mohou pfepravovat osoby a/nebo 
näklady jen mezi öeskoslovenskymi phstavy a/nebo jednim z 
näsledujicfch pnstavü druhe strany, jako2 i naopak: 

a) nämofnimi pfistavy; 

b) pfistavy, kterö \ei\ na pfimö cestä k nämofnim pnstavü m; 

c) pfistavy, kterä uröil phsluäny üfad ve smysiu ölänku 1 
pismena d) na nävrh Smiäeneho vyboru. 


2. Ve vzäjemnä doprave se podileji plavebni podniky obou stran 
V prüböhu roku plynule v2dy polovinou na objemech pfeprav. 
Pfi provädäni däiby näkladü bude zpüsob propoötu stanoven 
Smiäenym vyborem. 


3. Z odstavce 2 jsou vyjmuty pfepravy lodömi öeskoslovenskä 
strany po Labi z Öeskoslovenskä soclallstickä republiky do 
nämofniho pfistavu Hamburk a naopak. Pfi daläich pfepra- 
väch tranzitniho zboii pfes nämofnf pfistavy Spolkovö repu- 
bliky Nämecka mü2e se odchylnö od odstavce 2 provädöt takö 
pro öeskoslovenskou stranu vyhodnöjäi podiloväni objemu 
zboii. Pokud jde o loco zbo2i z a do pnstavü Hamburk, bude 
öeskoslovenskä strana usilovat o to, aby se plavebvni podniky 
druhö strany podilely na töchto pfepraväch. Podrobnosti pro- 
vädöni budou dohodnuty ve Smiäenäm vyboru. 


4. Na 2ädost pfisluänäho üfadu jedne strany se na nävrh Smiäe- 
näho vyboru odsouhlasi zävaznä ekonomicky zdüvodnönä 
minimäini-maximäini sazby dovoznäho a vedlejäi podminky. 

5. Ka2dä strana mü2e pro plavbu na svych vodnich cestäch ve 
vzäjemnä dopravä stanovit po poradö ve Smiäenäm vyboru 
nejvyääi poöty jizd, pokud to vyiaduji mimofädnä düvody, 
kterä souviseji s provädönim vnitrozemske vodni dopravy. 


6. Jinä lodä ne^ ty, kterä jsou uvedeny v ölänku 1 pismenu a), 
budou pfipuätöny k üöasti ve vzäjemnä dopravö mezi pfistavy 
obou stran, jen pokud to strany dohodnou na nävrh Smiäe- 
neho vyboru. 


Ölänek 4 

1. An\i by byly poruäeny stävajici mnohostrannä smiouvy, 
mohou lodö obou stran pfepravovat osoby a/nebo näklady 
präs üzemi druhä strany na tratovych üsecich, o kterych se 
phsluänä üfady dohodnou na zäkladä nävrhu Smiäenäho 
vyboru (tranzitni doprava). 

2. Kaidä strana mu±e pro plavbu na svych vodnich cestäch v 
tranzitni dopravä stanovit po projednäni ve Smiäenäm vyboru 
nejvyääi poöty jizd, pokud to vyiaduji mimofädnä düvody v 
tranzitni dopravä. 


Ölänek 5 

Lodä obou stran mohou pfepravovat osoby a/nebo näklady 
mezi pfistavem druhä strany a pfistavy tfetiho stätu (tfetizemni 
doprava) a naopak jen na zäkladä zviäätniho povoleni pfisluänych 
üfadü. 


Ölänek 6 

Pfeprava osob a/nebo näkladü mezi pfistavy druhä strany 
(kabotäi) je povolena jen na zäkladä zviäätniho povoleni pfisluä- 
nych Üfadü. 
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Artikel 7 

(1) Die Schiffahrt regelt sich nach den Rechtsvorschriften der 
Seite, deren Binnenwasserstraßen befahren werden. 

(2) Es gelten jedoch folgende Ausnahmen: 

a) Auf der Donau werden das jeweils von der anderen Seite 
ausgestellte Befähigungszeugnis für die Besatzung (ein< 
schließlich des Schiffsführers) sowie das Schiffsattest an* 
erkannt. 

b) Für die Schiffahrt auf der Elbe ab der unteren Grenze des 
Hamburger Hafens (Elbe-km 639) aufwärts, der Ilmenau, dem 
Elbe*Lübeck*Kana{ und der Moldau werden das jeweils von 
der anderen Seite ausgestellte Elbschifferzeugnis und Schiffs* 
Zeugnis (Schiffsattest) anerkannt. 

c) Für die Schiffahrt auf den anderen Binnenwasserstraßen 
- ausgenommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen - 
werden die zuständigen Behörden gegen Vorlage der in dem 
Gebiet der anderen Seite erworbenen Urkunden und Beschei- 
nigungen, die sich auf das Schiff, seine Besatzung und 
Ladung beziehen (z. B. Schiffsattest und Schifferpatente), die 
vorgeschriebenen Urkunden und Bescheinigungen ausstel- 
len. Voraussetzung dafür ist, daß die Urkunden und Beschei- 
nigungen in dem Gebiet einer Seite unter Bedingungen erteilt 
worden sind, die den im Gebiet der anderen Seite geltenden 
Vorschriften genügen. 

(3) Schiffe dürfen gefährliche Güter nur befördern, wenn sie das 
für die jeweilige Wasserstraße vorgeschriebene gültige Zulas- 
sungszeugnis besitzen. 

Artikel 8 

Beide Seiten werden die Schiffe der einen und der anderen 
Seite bei Inanspruchnahme der ihnen nach den Artikeln 2 bis 6 
gewährten Verkehrsrechte gleichbehandeln; das gilt insbeson- 
dere: 

a) bei der Erhebung öffentlicher Schiffahrts- und Hafenabgaben; 

b) bei der Benutzung öffentlicher Hafeneinrichtungen, Liegestel- 
len, Schleusen und ähnlicher Schiffahrtsanlagen; 

c) bei der Abfertigung durch die zuständigen Behörden; 

d) bei der Treibstoff- und Schmiermittelversorgung. 

Artikel 9 

Beide Seiten werden die Schiffe der einen und der anderen 
Seite hinsichtlich der Zollbehandlung des an Bord mitgeführten 
Mund- und Schiffsvorrats gleichbehandeln. Entsprechendes gilt 
für die auf den Schiffen zum Verbrauch oder Gebrauch bestimm- 
ten Treib- und Schmierstoffe. 


Artikel 10 

(1) Die Schiffahrtsunternehmen beider Seiten dürfen im Gebiet 
der anderen Seite unter Beachtung des dort geltenden Rechts 
nach Genehmigung durch die zuständige Behörde auf der Grund- 
lage der Gegenseitigkeit Agenturen zur Betreuung von Schiffen 
und Besatzungen errichten. 

(2) Die Schiffahrtsunternehmen beider Seiten können zur För- 
derung der Wirtschaftlichkeit ihres Verkehrs miteinander Verein- 
barungen über die betriebliche, technische und kommerzielle 
Zusammenarbeit treffen. 

(3) Die Tätigkeit der bestehenden Agenturen wird nicht berührt. 

Artikel 11 

Jede Seite gewährt den Schiffahrtsunternehmen der anderen 
Seite das Recht, ihre Einnahmen frei in das Gebiet ihrer Seite zu 
transferieren. Die Transferierung wird auf der Grundlage der 
amtlichen Wechselkurse innerhalb der üblichen Frist vorgenom- 
men. 


Clänek 7 

1 . Plavba se fidi prävnimi pfedpisy tä strany, po jejö vnitrozems- 

k^ch vodnich cestäch se uskuteöhuje. 

2. Plati väak tyto vyjimky: 

a) Na Dunaji se uznävä prükaz zpüsobilosti posädky (vöetnä 
vüdce plavidla), vydany druhou stranou, jako2 I lodni 
osvädöeni. 

b) Pro plavbu na Labi od spodni hranice hamburskäho pfl- 
stavu (Labe km 639) proti proudu, na Ilmenau, na labsko- 
lübeckäm kanälu a VItavä se uznävä lodnickä a lodni 
osvödöeni (lodni atest), vydanä druhou stranou. 

c) Pro plavbu na jinych vnitrozemskych vodnich cestäch - s 
vyjimkou Ryna, Mosely a nämofnich vodnich cest - budou 
pfisluänä üfady proti pfedloieni dokladü a potvrzeni ziska- 
nych na üzemi druhä strany, kterä se vztahuji na lod, jeji 
posädku a näklad (napf. lodni osvödöeni a lodni patenty), 
vystavovat pfedepsanö doklady a potvrzeni. Pfedpokla- 
dem pro to je, ie doklady a potvrzeni byly udöleny na 
üzemi jednö strany za podminek, kterä vyhovuji pfed- 
pisüm platnym na üzemi druhä strany. 


3. Lodö mohou pfepravovat nebezpeönä zboii jen pokud maji 
pro pfisluönou vodni cestu pfedepsanä platnä osvödöeni. 


Ölänek 8 

Obö strany budou naklädat stejnö s lodömi jednö i druhä strany 
pfi uplatnöni pfepravnich präv, poskytovanych jim podle ölänkü 2 
ai 6; to plati zejmäna: 

a) pfi vybiräni vefejnych plavebnich a pfistavnich poplatkü; 

b) pfi pouiiväni vefejnych pfistavnich zafizeni, üvaziöf, plaveb- 
nich komor a podobnych plavebnich zafizeni; 

c) pfi odbavoväni pfisluönymji üfady; 

d) pfi obstaräväni pohonnych hmot a mazadel. 

Ölänek 9 

Obö strany budou naklädat stejnö s lodömi jednö i druhä strany, 
pokud jde o ceini odbavoväni zäsob potravin a lodnich zäsob 
vezenych na palubö. Totäi plati pro pohonnä a mazaci lätky 
uröenä pro spotfebu nebo potfebu na lodich. 


Ölänek 10 

1. Ptavebni podniky obou stran mohou zfidit na üzemi druhä 
strany, v souladu s tarn platnym prävem po schväleni pfisluö- 
nym üfadem na zäkladö vzäjemnosti, agentury k zajiötöni 
päöe 0 lodö a posädky. 

2. Plavebni podniky obou stran mohou za üöelem zvyöeni 
hospodärnosti sväho provozu sjednävat mezi sebou ujednäni 
0 provozni, technickä a komeröni spolupräci. 

3. Öinnost stävajicich agentur nebude dotöena. 

^ Ölänek 11 

Kaidä strana poskytne plavebnim podniküm druhä strany 
prävo, aby pfevedla svä pfijmy volnö na üzemi svä strany. Pfeve- 
deni se provede na podkladö üfednich mönovj/ch kurzü v obvyklä 
Ihütö. 
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Artikel 12 

(1) Die Besatzungsmitglieder der Schiffe der beiden Seiten 
benötigen zum Grenzübertritt ein Reisedokument und eine Auf- 
enthaltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks. 

(2) Auf den Güterschiffen dürfen sich nur Besatzungsmitglieder 
befinden. Auf Personen- und Güterschiffen können zusammen 
mit den Besatzungsmitgliedern auch deren Ehegatten und deren 
unverheiratete minderjährige Kinder ein- und ausreisen, wenn sie 
im Besitz eines der in Absatz 1 genannten Dokumente und eines 
Sichtvermerks sind. Kinder unter 15 Jahren können im Reise- 
dokument eines ihrer Elternteile eingetragen werden. 

(3) Auf der Donau benötigen die Besatzungsmitglieder der 
Schiffe der beiden Seiten für den Grenzübertritt und den Aufent- 
halt an Bord sowie im Hafengelände der an der Donau gelegenen 
Häfen keinen Sichtvermerk, wenn sie Inhaber eines Donauschif- 
ferausweises und in der Besatzungsliste eingetragen sind. Das 
gleiche gilt für die in den Donauschifferausweisen eingetragenen 
Familienangehörigen der Besatzungsmitglieder sowie für Fami- 
lienangehörige, die selbst Inhaber eines Donauschifferausweises 
sind. 

(4) Sämtliche in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Personen an 
Bord müssen in eine Besatzungsliste eingetragen sein. 

(5) Beide Seiten tauschen Muster der in den Absätzen 1 und 3 
bezeichneten Dokumente aus. 

(6) Soweit Rechtsvorschriften einer Seite über Einreise- und 
Aufenthalt von Ausländern günstigere Regelungen enthalten, 
gehen diese vor. 


Artikel 13 

(1) Die Schiffe beider Seiten dürfen an folgenden Stellen bei 
Tag und Nacht stilliegen; 

a) in Lade- und Löschhäfen; 

b) in Häfen an der Fahrstrecke; 

c) an den durch die Verkehrsordnung zugelassenen Stellen auf 
der Fahrstrecke. 

(2) Im Falle einer Havarie, eines Unfalls, einer schweren Krank- 
heit einer Person an Bord oder aus anderen Gründen, die die 
Weiterfahrt unmöglich machen, können die Schiffe an jeder geeig- 
neten Stelle anlegen. In solchen Fällen hat der Schiffsführer oder 
eine von ihm bevollmächtigte Person umgehend die nächste 
Grenz-, Zoll- oder Polizeibehörde zu unterrichten. 

(3) Die zuständigen Behörden leisten bei Havarien oder Unfäl- 
len, an denen Schiffe der anderen Seite oder Personen auf diesen 
Schiffen beteiligt sind, die notwendige Hilfe. Bei schweren Hava- 
rien oder Unfällen von Schiffen einer Seite oder Personen auf 
diesen Schiffen auf dem Gebiet der anderen Seite wird die Seite, 
auf deren Gebiet dieses Ereignis geschehen ist, unverzüglich die 
andere Seite davon verständigen, die erforderlichen Maßnahmen 
für die Untersuchung der Ursachen des Ereignisses treffen und 
die andere Seite über die Ergebnisse unterrichten. 

(4) Mitglieder der Schiffsbesatzungen und ihre Familienangehö- 
rigen, die sie begleiten, können im Falle einer Erkrankung oder 
eines Unfalls auf dem Gebiet der anderen Seite ärztliche Hilfe, 
gegebenenfalls Krankenhausbehandlung und Heilmittel in 
Anspruch nehmen. 


Artikel 14 

(1) Für die Erfüllung und die Überwachung der Anwendung 
dieses Abkommens wird ein Gemischter Ausschuß gebildet, der 
mindestens einmal jährlich auf dem Gebiet einer Seite Zusam- 
mentritt. Jede Seite entsendet drei Mitglieder, die jeweils von den 
zuständigen Behörden bestimmt werden. Jede Seite kann zu den 


Ölänek 12 

1 . Ölenovö posädek lodi obou stran potrebuji k pfechodu hranic 
cestovni doklad a pFedem udäienö vfzum. 

2. Na näkladnich lodich smi byt pouze ölenovö posädky. Na 
osobnich i näkladnich lodich mohou spolu se öleny posädky 
pfekraöovat hranice jejich manielä a jejich svobodnä nezietilä 
dötl, pokud maji dokumenty uvedenä v odstavci 1 a vizum. 
Däti miadäi 15 let mohou byt zapsäny do cestovniho dokladu 
jednoho z rodiöu. 


3. Na Dunaji nepotrebuji ölenove posädek lodi obou stran pro 
prekroöeni hranic a pro pobyt na palubä a na üzemi dunajs- 
kych pnstavü vfzum, pokud jsou dr^iteli plaveckä kniiky pro 
Dunaj a jsou uvedeni v seznamu ölend posädky. Totäi platf 
pro ty rodinnä pffsluänfky ölend posädky, kteff jsou zapsäni v 
jejich plaveckä knfice pro Dunaj, jakoi i ty rodinnä pFfsluänfky, 
kterf jsou driiteli vlastnf plaveckä knf^ky pro Dunaj. 


4. Veäkerä osoby na palubö uvedenä v odstavcfch 1 ai 3 musf 
byt zapsäny v seznamu posädky. 

5. Obö strany si vymänf vzory dokumtend uvedenych v odstav- 
cfch 1 a 3. 

6. Obsahujf-Ii prävnf pfedpisy jednä strany o vstupu a pobytu 
cizincd pFfzniväjäf üpravy, dävä se jim pfednost. 


Ölänek 13 

1 . Lodä obou stran mohou byt vyvazoväny a mohou nocovat na 
tächto mfstech: 

a) V pffstavech naklädky a vyklädky; 

b) V näcestnych pffstavech; 

c) V mfstech na plavebnf dräze, povolenych plavebnfm 
rädern. 

2. V pffpadä havärie, nehody, täikä nemoci osoby na palubä 
nebo z jinych ddvodd, kterä znemo^nf pokraöovänf v plavbä, 
mohou lodä pfistät na kterämkoli vhodnäm mfstä. V takovych 
pffpadech mä vddce plavidla nebo jfm zplnomocnänä osoba 
neodkladnä uvädomit nejbliiäf pohraniönf, ceinf nebo policejnf 
üfad. 

3. Pffsluänä üfady poskytnou nutnou pomoc pfi havärifch nebo 
nehodäch, na kterych se podflely lodä druhä strany nebo 
osoby na tächto lodfch. Pfi täzkych havärifch nebo nehodäch 
lodf jednä strany nebo osob na tächto lodfch na üzemf druhä 
strany, vyrozumf o tom strana, na jejfmi üzemf k täto udäiosti 
doälo, bezodkladnä druhou stran u, podnikne potfebnä opa- 
tfenf pro vyäetfenf pfföin udäiostf a o vysiedku vyrozumf 
druhou stranu. 

4. Ölenovä lodnfch posädek a jejich rodinnf pffsluänfci, kteff je 
doproväzejf, mohou v pffpadä onemocnänf nebo nehody na 
üzemf druhä strany poiadovat läkafskou pomoc, pffpadnä 
nemocniönf oäetfenf a läöiva. 


Ölänek 14 

1 . K pinänf a kontrole provädänf täto dohody se zfizuje Smfäeny 
vybor, ktery bude zasedat alespori jedenkrät roönä, stffdavä 
na üzemf jednä ze stran. Kaidä strana vyäle tfi öleny, kten 
budou vidy uröeni pffsluänymi üfady. Kaidä strana mdze k 
poradäm Smfäenäho vyboru pfizvat znalce. Smfäeny vybor si 
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Beratungen des Gemischten Ausschusses Sachverständige hin- 
zuziehen. Der Gemischte Ausschuß gibt sich eine Geschäftsord- 
nung. Den Vorsitz im Gemischten Ausschuß hat jeweils abwech- 
selnd ein Vertreter der zuständigen Behörde beider Seiten. 

(2) Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Aufgabe: 

a) den zuständigen Behörden Vorschläge zu machen für die 

- Festlegung der Transitbinnenwasserstraßen (Artikel 4 
Absatz 1), 

- Festlegung der Binnenhäfen (Artikel 3 Absatz 1 Buch- 
stabe c), 

- Festlegung der Mindest-Höchstfrachten und der Neben- 
bedingungen (Artikel 3 Absatz 4), 

- Zulassung von Schiffen aus Drittstaaten zum Wechselver- 
kehr (Artikel 3 Absatz 6); 

b) Beratungen durchzuführen über Möglichkeiten der Festset- 
zung von Höchstzahlen Im Transit (Artikel 4 Absatz 2) und im 
Wechselverkehr (Artikel 3 Absatz 5) sowie Regelungen nach 
Artikel 3 Absatz 3 Sätze 2 und 3 zu treffen; 

c) den Verkehr der Schiffe beider Seiten statistisch zu erfassen; 

d) die Transportgüter auf die Binnenschiffahrten beider Seiten 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 erforderlichenfalls aufzuteilen. 

(3) Mindest-Höchstfrachten einschließlich der Nebenbedingun- 
gen, auf die der Gemischte Ausschuß sich geeinigt hat, sind von 
diesem den zuständigen Behörden zur Genehmigung vorzulegen. 
Die zuständigen Behörden vereinbaren die Inkraftsetzung dieser 
Beschlüsse des Gemischten Ausschusses und teilen sich unver- 
züglich mit, wann sie nach den innerstaatlichen Vorschriften in 
Kraft treten. 

(4) Der Gemischte Ausschuß hat ferner die Aufgabe, den 
zuständigen Behörden Vorschläge zur Anpassung dieses Abkom- 
mens an die Entwicklung des Binnenschiffsverkehrs und zur 
Lösung aller Fragen zu unterbreiten, die sich aus der Anwendung 
dieses Abkommens ergeben. 


Artikel 15 

(1) Die für die 

- Festlegung der Transitbinnenwasserstraßen (Artikel 4 Ab- 
satz 1), 

- Festlegung der Binnenhäfen (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c), 

- Festlegung der Mindest-Höchstfrachten und der Nebenbedin- 
gungen (Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 3), 

- Zulassung von Schiffen aus Drittstaaten zum Wechsel verkehr 
(Artikel 3 Absatz 6) 

vorgesehenen Vereinbarungen kommen dadurch zustande, daß 
sich die zuständigen Behörden ihr Einverständnis mit den ihnen 
vom Gemischten Ausschuß unterbreiteten Vorschlägen gegensei- 
tig möglichst innerhalb einer Frist von zwei Wochen mitteilen. 

(2) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß nicht erzielt 
werden, treten auf Antrag einer Seite die Vertreter der zuständi- 
gen Behörden innerhalb von vier Wochen zu Konsultationen 
zusammen. 

Artikel 16 

Die zuständigen Behörden werden dem Gemischten Ausschuß 
auf sein Ersuchen diejenigen Unterlagen übermitteln, deren er zur 
Erfüllung seiner Aufgaben nach Artikel 14 Absätze 2 und 4 bedarf. 


Artikel 17 

Die Sportfahrzeuge beider Seiten können die Binnenwasser- 
straßen im Geltungsbereich dieses Abkommens unter Beachtung 
des jeweils dort geltenden Rechts benutzen. 


stanovi jednaci Fäd. Smiäenemu vyboru predsedä v2dy stri- 
davö zästupce pfisluänäho üradu jednö i druhö strany. 


2. Smiseny vybor mä za ükol zejmöna: 

a) phslusnym üfadüm pfedklädat nävrhy na 

- stanoveni vnitrozemskych vodnich tranzitnich cest (ölä- 
nek 4 odstavec 1), 

- stanoveni riönich pfistavü (ölänek 3 odstavec 1 pis- 
meno c)), 

- stanoveni minimäinich-maximäinich sazeb dovozneho a 
vedlejsich podminek (ölänek 3 odstavec 4), 

- povoleni pro lodö ze tFetich stätü k vzäjemnä dopravö 
(ölänek 3 odstavec 6); 

b) provädät porady o mo^nostech stanoveni maximäiniho 
poötu jizd V tranzitni dopravö (ölänek 4 odstavec 2) a ve 
vzäjemne dopravä (ölänek 3 odstavec 5), jako2 i provädät 
opatfeni podle ölänku 3 odstavce 3 vät 2 a 3; 

c) statisticky evidovat provoz lodi obou stran; 

d) V pfipadä potfeby rozdölovat zbozi k prepravä fiönim 
plavbäm obou stran podle ölänku 3 odstavce 2. 

3. Minimäini-maximäini sazby dovoznäho, vöetnä vedlejäich 
podminek, na kterych se Smiäeny vybor dohodi, predloii 
vybor prisluänym üradüm ke schväleni. Pfisluänä üFady 
dohodnou vstup tächto zävärü Smiäenäho vyboru v platnost a 
oznämi si neprodlenä, kdy nabudou podle vnitrostätnich pred- 
pisü üöinnosti. 

4. Smiäeny vybor mä däie za ükol pfedklädat phslusnym üfadüm 
nävrhy na pflzpüsobeni täto dohody rozvoji vnitrozemskä 
vodni dopravy a na feäeni väech otäzek, kterä se vyskytnou 
pfi provädäni teto dohody. 


Ölänek 15 

1 . Ujednäni pfedvidanä pro 

- stanoveni vnitrozemskych tranzitnich vodnich cest (ölänek 
4 odstavec 1), 

- stanoveni pfistavü vnitrozemskä vodni dopravy (ölänek 3 
odstavec 1 pismeno c)), 

- stanoveni minimäinich-maximäinich sazeb dovozneho a 
vedlejäich podminek (ölänek 3 odstavec 4 a ölänek 14 
odstavec 3), 

“ üöast lodi z tfetich stätü na vzäjemnä dopravä (ölänek 3 
odstavec 6) 

budou realizoväna tim, ie si pfisluänä üfady vzäjemnä sdäii 
souhlas s nävrhy, kterä jim pfedloii Smiäeny vybor, pokud 
moino ve Ihütä dvou tydnü. 

2. Nebude-Ii mo2no dosähnout shodnäho stanoviska ve Smiäe- 
näm vyboru, sejdou se na iädost jednä strany zästupci pfi- 
slusnych üfadü v prübähu ötyf tydnü ke konzultacim. 


Ölänek 16 

Pfisluänä üfady pfedaji Smiäenämu vyboru na jeho po2ädäni ty 
podklady, kterä potfebuje k pinäni svych ükolü podle ölänku 14 
odstravcü 2 a 4. 


Ölänek 17 

Sportovni lodä obou stran mohou pou2it vnitrozemskä vodni 
cesty V püsobnosti täto dohody v soulad u s prävem, kterä tarn 
plati. 
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Artikel 18 

Entsprechend dem Viermächteabkommen vom 3. September 
1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung mit den fest- 
gelegten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 

Artikel 19 

(1) Dieses Abkommen tritt an dem Tage in Kraft, an dem beide 
Seiten einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt 
haben, daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(3) Dieses Abkommen kann von jeder Seite mit einer Frist von 
6 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich auf diplo- 
matischem Wege gekündigt werden. In diesem Fall tritt das 
Abkommen mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 


Ölänek 18 

Rodle Ötyfstrannä dohody ze dne 3. zäri 1971 bude tato 
dohoda v souladu se stanovenymi postupy rozäifena na Berlin 
(Zäpadni). 

Ölänek 19 

1. Tato dohoda vstoupf v platnost dnem, kdy si obö strany 
vzäjemnä pisemnä diplomatickou cestou sdäif, ie byly 
splnäny vnitrostätni pfedpoklady pro vstup dohody v platnost. 

2. Tato dohoda se sjednävä na dobu neuröitou. 

3. Tato dohoda mu2e byt kaidou stranou pisemnä diplomatickou 
cestou vypoväzena ve Ihütä äesti mäsicü pfed koncem kalen- 
däfniho roku. V tomto pripadä dohoda pozbude platnosti 
uplynutim kalendäfniho roku. 


Geschehen zu Prag am 26. Januar 1988 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


Däno V Praze dne 26. ledna 1988 ve dvou püvodnich vyhotove- 
nich, kaidä v jazyce nömeckäm a öeskäm, pfiöemi obö znäni 
maji stejnou platnost. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Za vlädu Spolkovä republiky Nämecka 
Werner Schattmann 
Jürgen Warnke 


Für die Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
Za vlädu Öeskoslovenskä soclalistickä republiky 
V. Blazek 
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Protokoll 

Aus Anlaß des Abschlusses der Verhandlungen über das 
Abkommen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik über die Binnenschiffahrt erklären die Delegationen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik: 

1 . Verkehrsrechte 

Um eine einheitliche Anwendung des Abkommens zu 
gewährleisten, haben sich beide Seiten geeinigt, von folgen- 
dem inhaltlichen Verständnis der Verkehrsrechte auszu- 
gehen: 

(1) Wechselverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff einer der Seiten von dem Gebiet der einen Seite in 
das Gebiet der anderen Seite über ausschließlich solche 
Binnenwasserstraßen, die beide Seiten miteinander ver- 
binden. 

(2) Transitverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite auf Binnenwasserstraßen durch 
das Gebiet der anderen Seite, ohne daß dabei auf der 
Durchfahrt Personen zu- oder aussteigen beziehungs- 
weise ohne dabei Güter zu laden oder zu löschen. 

(3) Drittlandverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite von einem dritten Land in das 
Gebiet der anderen Seite oder umgekehrt. 

(4) Kabotage: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem 
Schiff der einen Seite zwischen Lade- und Löschplätzen 
an Binnenwasserstraßen der anderen Seite. 

Für die Beurteilung, welches Verkehrsrecht in Anspruch 
genommen wird, ist die Beförderungsleistung des jeweiligen 
Schiffes maßgebendes Kriterium und nicht die Herkunft und 
der Zielort des Beförderungsgutes. 

2. Soweit Transporte im tschechoslowakischen Außenhandel 
im Transit über die Binnenwasserstraßen der anderen Seite 
gehen, wird die tschechoslowakische Seite im Falle entspre- 
chender wirtschaftlicher und technischer Bedingungen 
bestrebt sein, an diesen Transporten auch die Schiffahrtsun- 
ternehmen der den Transit gewährenden Seite zu beteiligen. 
Einzelheiten werden im Gemischten Ausschuß ausgehan- 
delt. 

3. Für solche Transitverkehre, die auf den Gebieten beider 
Seiten weder beginnen noch enden, wird auf Ersuchen der 
den Transit gewährenden Seite auf der Grundlage eines 
Vorschlags des Gemischten Ausschusses eine Beteiligung 
geregelt. 

4. Beide Seiten sind sich einig, daß in der Vereinbarung nach 
Artikel 3 Absatz 3 unter Loco-Gut eine Ladung verstanden 
wird, die nach ihrer Löschung im Hafen Hamburg im Gebiet 
dieser Seite verbleibt und daß unter Transit-Gut eine Ladung 
verstanden wird, die nach ihrer Löschung und eventuellen 
Zwischenlagerung in ein drittes Land transportiert wird. 

5. Es besteht Einvernehmen, daß die tschechoslowakische 
Seite zur Vermeidung von Leerfahrten der anderen Seite im 
Wechsel verkehr darauf hinwirken wird, daß diese unter 
Anrechnung auf ihre Quote auch Transporte von Transitgut 
nach Artikel 3 Absatz 3 von und nach dem Hafen Hamburg 
erhält. 

6. Seitens der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
wird dem nach Artikel 14 Absatz 1 zu bildenden Gemischten 


Protokol 

U pfilezitosti zävöru jednäni o Dohodö mezi vlädou Ceskoslo- 
venske socialisticke republiky a vlädou Spolkovä republiky 
Nömecka o vnitrozemske vodni dopravä prohlaäuje delegace 
Öeskoslovenskä socialistickä republiky a delegace Spolkove 
republiky Nömecka: 

1. Dopravni präva 

Za üöelem zajiätöni jednotneho pouiiVänf dohody se strany 
shodly, ie budou vychäzet z tohoto obsahoväho pojeti 
dopravnich präv: 

a) vzäjemnä doprava: 

doprava osob a/nebo zbo^f lodi jednä strany z üzemi 
jednä strany na üzemi druhä strany vyluönä po täch 
vnitrozemskych vodnich cestäch, kterä obä strany navzä- 
jem spojuji; 

b) tranzitni doprava: 

doprava osob a/nebo zboli lodi jednä strany po vnitro- 
zemskych vodnich cestäch pFes üzemi druhä strany, an\± 
by pritom pri prüjezdu osoby vystupovaly nebo nastupo- 
valy, popr. an\i by zbozi pritom bylo naklädäno nebo 
vyklädäno; 

c) doprava do a ze tretich zemi: 

doprava osob a/nebo zboii lodi jednä strany ze treti zemi 
na üzemi druhä strany nebo naopak; 

d) kabotäz: 

doprava osob a/nebo zboii lodi jednä strany mezi misty 
naklädky a vyklädky na vnitrozemskych vodnich cestäch 
druhä strany. 

Pro posouzeni toho, kterä dopravni prävo bude pouiito, je 
rozhodujicim kritäriem prepravni vykon tä kterä lodi a nikoliv 
püvod a misto uröeni prepravovanäho zboi\. 

2. Pokud prochäzeji prepravy zboii öeskoslovenskäho ^ahra- 
niöniho obchodu v tranzitu po vnitrozemskych vodnich 
cestäch druhä strany, bude öeskoslovenskä strana v pfipadä 
odpovidajicich ekonomickych a technickych podminek usilo- 
vat 0 to, aby se na tächto prepraväch podilely takä plavebni 
podniky strany umoirtujici tranzit. Podrobnosti budou dojed- 
näny ve Smiäenäm vyboru. 

3. Pro tranzitni prepravy, kterä na üzemi obou stran ani nezaöi- 
naji, ani nekonöi, bude na iädost strany, kterä tranzit umoi- 
öuje na zäkladä nävrhu Smiäenäho vyboru upraveno podilo- 
väni. 

4. Obä strany se shoduji v tom, ie se v dohodä podle ölänku 3 
ödst. 3 pod loco zboiim rozumi näklad, ktery po vyloieni v 
pristavu Hamburg züstane na üzemi täto strany a ie pod 
pojmem tranzitniho zbozi se rozumi näklad, ktery se po 
vyloieni a event. meziskladoväni bude dopravovat do näk- 
tere treti zemä. 

5. Bylo dosazeno dohody o tom, ie Öeskoslovenskä strana pro 
zabränäni präzdnych jizd druhä strany ve vzäjemnä prepravä 
bude püsobit na to, aby tato strana pri zapoöitäni na jeji kvötu 
obdriela I prepravy tranzitniho zboii podle ölänku 3 ödst. 3 z 
a do pristavu Hamburg. 

6. Ze strany Öeskoslovenskä socialistickä republiky bude do 
Smiäenäho vyboru, ktery mä byl zrizen podle ölänku 1 4 ödst. 
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Ausschuß ein Vertreter des Föderalen Ministeriums für Ver- 
kehrswesen (Leiter der Delegation), ein Vertreter des Föde- 
ralen Ministeriums für Außenhandel und ein Vertreter einer 
Schiffahrtsorganisation angehören. 

Von seiten der Bundesrepublik Deutschland werden dem 
Gemischten Ausschuß ein Vertreter des Bundesministers für 
Verkehr als Delegationsleiter sowie je ein vom Bundesmini- 
ster für Verkehr benannter Vertreter der Schiffahrtsuntemeh- 
men und der verladenden Wirtschaft angehören. 

7. Soweit der Gemischte Ausschuß keine andere Berechnungs- 
art für die Ladungsaufleilung nach Artikel 3 Absatz 2 festlegt, 
erfolgt die Aufteilung auf der Basis der Ladungstonnen. 

8. Beide Seiten sind sich einig, daß Vereinbarungen nach Arti- 
kel 10 Absatz 2 auch darüber zu treffen sind, daß sich die 
Schiffahrtsunternehmen gegenseitig bei dem Erwerb der not- 
wendigen Patente unterstützen werden und daß die eine 
Seite Schiffsführer der anderen Seite, die für eine bestimmte 
Strecke kein Patent besitzen, durch Gestellung von Hilfs- 
schiffsführem unterstützt. 

9. Auf Bitten der Delegation der Tschechoslowakischen Soziali- 
stischen Republik bestätigt die Delegation der Bundesrepu- 
blik Deutschland, daß die Benutzung des Main-Donau- 
Kanals auf der Grundlage des künftigen Abkommens über 
die Binnenschiffahrt und auf der Grundlage der Gleichbe- 
rechtigung und Nichtdiskriminierung erfolgt. 

10. Die Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik bestätigt, daß die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens auf tschechoslowakische Schiffe in Berlin (West) 
Anwendung finden. 

Prag, den 14. Februar 1987 


1 delegovän jeden zästupce federälniho ministerstva 
dopravy (vedouci delegace), jeden zästupce federälniho 
ministerstva zahraniöniho obchodu a jeden zästupce plaveb- 
niho podniku. Ze strany Spolkovä republiky NÖmecka bude 
Smiäenämu vybvoru näleiet v2dy jeden zästupce Spolko- 
veho ministerstva dopravy, jako vedouci delegace, jakoi i po 
jednom zästupci plavebnich podniku a pfepravcü, jmenovan- 
ych spolkovym ministrem dopravy. 

7. Pokud Smiäeny vybor nestanovi jiny zpüsob propoötu pro 
podiloväni näkladü podle ölänku 3 ödst. 2 provädi se podilo- 
väni na zäkladö objenriu v tunäch. 

8. Obä strany jsou zajedno v tom, ie je podle ölänku 10 ödst. 2 
nutno dohodnout ujednäni takä o tom, ie se plavebni pod- 
niky budou navzäjem podporovat pfi ziskäväni potfebn^^ch 
prükazü zpüsobilosti, a ie jedna strana podpofi velitele 
plavidel druhä strany, ktefi nevlastni prükaz zpüsobilosti pro 
uröity üsek, poskytnutim pomocnych velitelü plavidia. 

9. Na i^ädost delegace Öeskoslovenskä socialistickä republiky 
delegace Spolkovä republiky Nämecka potvrzuje, ie vyu2i- 
väni kanälu Mohan-Dunaj na zäkladä budouci Dohody o 
vnitrozemskä vodni dopravä se bude provädät na zäkladä 
rovnoprävnostl a nediskriminace. 

1 0. Vläda Öeskoslovenskä socialistickä republiky potvrzuje v täto 
souvislosti, ie ustanoveni täto Dohody se pouiiji na lodä 
Öeskoslovenskä socialistickä republiky v Beriinä (Zäpad- 
nim). 

Praha 14. ünora 1987 


Für die Delegation der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Vedouci delegace Spolkovä republiky Nämecka 
Ph. Nau 

Für die Delegation der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
Vedouci delegace Öeskoslovenskä socialistickä republiky 
Madaj 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Tschechoslowaki- 
schen Sozialistischen Republik über den Binnenschiffsver- 
kehr ist am 26. Januar 1 988 in Prag unterzeichnet worden. 
Nach Maßgabe der gegenseitig eingeräumten Verkehrs- 
rechte gewähren beide Vertragspartner den Schiffen der 
jeweils anderen Seite das Befahren und Befördern auf 
ihren Binnenwasserstraßen. Den bisherigen Möglichkeiten 
zur Durchführung grenzüberschreitender Verkehre auf der 
Elbe und Donau war Rechnung zu tragen. 

Mit diesem Abkommen wird dem Beschluß des Bundeska- 
binetts vom 2. Februar 1983 entsprochen, wonach der 
Binnenschiffsverkehr mit den interessierten Staaten, die 
den Main-Donau-Kanal benutzen wollen, vertraglich zu 
regeln ist. Die Donau- und Rheinschiffahrtsunternehmen 
werden auf Märkten mit unterschiedlichen Strukturen und 
Ordnungssystemen tätig. Ihr Marktverhalten als Anbieter 
ist teils nach anderen Kriterien ausgerichtet. Es waren 
daher in dem Abkommen für den Transport von Gütern 
zwischen den beiden Staaten Regelungen über eine 
Ladungsaufteilung und über eine Frachtenfestsetzung zu 
treffen. 

Mit der Fertigstellung des Main-Donau-Kanals Anfang der 
90iger Jahre wird es zu einem verstärkten Güteraustausch 
auf dem Wasserwege kommen. Durch die in dem Abkom- 
men festgelegten Regelungen wird sichergestellt, daß die 
Ordnung des innerstaatlichen Schiffahrts- und Verkehrs- 
marktes nicht beeinträchtigt wird. Im übrigen ist durch das 
Zusatzprotokoll Nr. 2 zur Revidierten Rheinschiffahrtsakte 
(BGBl. 1980 II S. 870) ein Schutz des Rheinschiffahrts- 
marktes insoweit vorgenommen worden, als nur die zur 
Rheinschiffahrt gehörigen Schiffe hieran teilnehmen dür- 
fen (Vorbehalt der Kleinen und Großen Kabotage zugun- 
sten der zur Rheinschiffahrt gehörenden Schiffe). 

B. Zu den Einzelbestimmungen 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel enthält die für die Anwendung des Abkom- 
mens erforderlichen Begriffsbestimmungen. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bestimmt den Rahmen der eingeräumten 
Verkehrsrechte, und zwar des Transit-, Wechsel-, Dritt- 
land- und Kabotageverkehrs. Um beim Vollzug des 
Abkommens jegliche Unklarheit auszuschließen, haben 
die beiden Delegationen unter Nummer 1 des aus Anlaß 
des Abschlusses der Verhandlungen über das vorliegende 
Abkommen am 14. Februar 1987 Unterzeichneten Proto- 
kolls - im folgenden Abschlußprotokoll genannt - diese 
Verkehrsrechte in einer völkerrechtlich verbindlichen Form 
klar voneinander abgegrenzt und definiert. 

Zu Artikel 3 

In Absatz 1 wird geregelt, auf welchen Binnenwasserstra- 
ßen der Vertragsparteien ein Wechsel verkehr stattfinden 
darf. 

In den Absätzen 2 und 3 ist die Ladungsaufteilung gere- 
gelt, die wegen der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme, 


vor allem wegen unterschiedlicher Akquisitionsmöglich- 
keiten, erforderlich war. 

Nach Absatz 2 hat grundsätzlich eine hälftige Ladungs- 
aufteilung zu erfolgen. Gemäß Nummer 7 des Abschluß- 
protokolls erfolgt diese Ladungsaufteilung auf der Basis 
von Ladungstonnen. 

Um der bisherigen Praxis auf der Elbe Rechnung zu 
tragen, wurde in Absatz 3 Satz 1 vereinbart, daß im 
Wechselverkehr zwischen der Tschechoslowakei und 
Hamburg keine Ladungsaufteilung erfolgt. Soweit es sich 
hierbei jedoch um Loco-Gut (vgl. Definition unter Nummer 
4 des Abschlußprotokolls) handelt, wird die tschecho- 
slowakische Seite gemäß Absatz 3 Satz 3 darauf hinwir- 
ken, daß die deutsche Binnenschiffahrt an diesen Trans- 
porten beteiligt wird. 

Aus wirtschaftlichen Gründen wurde darüber hinaus unter 
Nummer 5 des Abschlußprotokolls Einvernehmen erzielt, 
daß die deutsche Binnenschiffahrt zur Vermeidung von 
Leerfahrten Im Wechselverkehr auch Transitgut (vgl. Defi- 
nition ebenfalls unter Nummer 4 des Abschlußprotokolls) 
zur Beförderung von und nach dem Hafen Hamburg erhal- 
ten soll. 

Um den tschechoslowakischen Schiffen einen Anreiz zu 
geben, die Transitgüter im Ex- und Import auch über 
weitere deutsche Seehäfen zu befördern, wurde in Absatz 
3 Satz 2 die Möglichkeit vorgesehen, für tschechoslowaki- 
sche Schiffe in diesen Fällen eine günstigere Quote zuzU- 
lassen. Hierdurch wurde der geographischen Lage der 
Tschechoslowakei als Binnenland Rechnung getragen. 

Wegen der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme in den 
beiden Vertragsstaaten sind nach Absatz 4 auf Antrag 
einer Seite wirtschaftlich auskömmliche MindesWHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen verbindlich fest- 
zusetzen. Nach Artikel 4 des Vertragsgesetzes zu diesem 
Abkommen kann ein Verstoß gegen die festgesetzten 
Frachtentgelte als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Mit der Regelung in Absatz 5 werden die Einschränkungs- 
möglichkeiten im Wechselverkehr umschrieben. 

Nach Absatz 6 wird das Einsetzen von Schiffen aus Dritt- 
staaten ermöglicht, um die Wirtschaftlichkeit und Flexibili- 
tät des Wechselverkehrs sicherzustellen, ohne daß dies 
Auswirkungen auf die Beteiligungsquote hat. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 regelt den Transitverkehr über die Binnenwasser- 
straßen beider Seiten. Auf Vorschlag des Gemischten 
Ausschusses werden die zuständigen Behörden eine Ver- 
einbarung treffen, in der die Wasserstraßen festgelegt 
sind, auf denen der Transitverkehr erfolgen darf. 

Nach den Nummern 2 und 3 des Abschlußprotokolls soll in 
den dort erwähnten Fällen die Transit gewährende Seite 
am Transitverkehr der anderen Seite beteiligt werden. 

Die Beschränkungsmöglichkeit in Absatz 2 ist inhaltlich 
identisch mit der Regelung in Artikel 3 Absatz 5. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt, daß Drittlandverkehr nur auf 
Grund einer besonderen Erlaubnis der zuständigen 
Behörde zulässig ist. 
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Zu Artikel 6 

Dieser Artikel stellt sicher, daß die Beförderung innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) - Kabotage - grundsätzlich der deutschen Schiff- 
fahrt Vorbehalten bleibt. Ausnahmen sind nur mit einer 
besonderen Erlaubnis der zuständigen Behörde gestattet. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 stellt klar, daß für Schiffe, ihre Besatzung, ihre 
Fahrgäste und ihre Ladung beim Befahren der Binnen- 
wasserstraßen die jeweiligen innerstaatlichen Vorschriften 
Anwendung finden. In Absatz 2 Buchstabe a wird die 
bisherige Praxis der gegenseitigen Anerkennung der zum 
Befahren der Donau erforderlichen Schiffsdokumente 
bestätigt. 

In Absatz 2 Buchstabe b wird ebenfalls die bisherige 
Praxis der gegenseitigen Anerkennung der zum Befahren 
der Elbe erforderlichen Schiffsdokumente festgeschrie- 
ben. 

Für die Schiffahrt auf den übrigen Wasserstraßen werden 
nach Absatz 2 Buchstabe c nach Vorlage der In dem 
anderen Vertragsstaat ausgestellten Urkunden und 
Bescheinigungen, die sich auf das Schiff, seine Besatzung 
und die Ladung beziehen, die bei uns allgemein erforderli- 
chen Urkunden und Bescheinigungen ausgestellt, sofern 
die von der anderen Seite ausgestellten Urkunden und 
Bescheinigungen unter Bedingungen erteilt worden sind, 
die den In der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Vorschriften genügen. Für die Fahrt auf dem Rhein, der 
Mosel und auf den Seeschiffahrtsstraßen sind die hierfür 
besonderen Urkunden und Bescheinigungen erforderlich. 

Mit Absatz 3 wurde sichergestellt, daß tschechoslowaki- 
sche Schiffe, die gefährliche Güter befördern, auf deut- 
schen Binnenwasserstraßen den deutschen Sicherheits- 
anforderungen genügen müssen. 

Zu den Artikeln 8 und9 

Diese Artikel beinhalten die Gleichbehandlungsklausel. 
Unter Nummer 9 des Abschlußprotokolls wurde bekräftigt, 
daß eine Gleichbehandlung auch bei der Benutzung des 
Main-Donau-Kanals auf der Grundlage des Abkommens 
und auf der Grundlage der Gleichberechtigung und Nicht- 
diskriminierung erfolgt. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1 regelt auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit das 
Recht, Agenturen zu errichten, deren Tätigkeit sich auf die 
Betreuung von Schiffen und Besatzungen zu beschränken 
hat. 

Mit Absatz 2 wird eine kommerzielle Zusammenarbeit der 
Schiffahrtsunternehmen beider Vertragsstaaten ermög- 
licht. Unter Nummer 8 des Abschlußprotokolls sind einige 
konkrete Fälle der kooperativen Zusammenarbeit auf- 
geführt. 

Die Regelung in Absatz 3 stellt klar, daß die Tätigkeiten der 
bestehenden Agenturen nicht beeinträchtigt werden. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sichert den Schiffahrtsunternehmen den 
freien Transfer von Einnahmen in das Gebiet ihrer Seite. 


Zu Artikel 12 

in den Absätzen 1 bis 5 werden Regelungen über die 
erforderlichen Reisedokumente getroffen. 

In Absatz 6 wird sichergestellt, daß eine Regelung über 
Einreise und Aufenthalt von Ausländern, die günstiger ist 
als die In dem Abkommen getroffene Regelung, vergehen 
soll. 

Zu Artikel 13 

Absatz 1 regelt die Liegerechte der Schiffe. 

In den Absätzen 2 bis 4 werden die gegenseitigen Rechte 
und Pflichten bei Havarien, Unfällen und schwerer Krank- 
heit von an Bord befindlichen Personen festgelegt. 

Zu den Artikeln 14 und 15 

In Absatz 1 von Artikel 14 Ist die Einsetzung eines 
Gemischten Ausschusses geregelt, der die Einzelmaßnah- 
men bei der Abkommensausführung vorschlagen und 
diese überwachen soll. Unter Nummer 6 des Abschlußpro- 
tokolls Ist die Zusammensetzung des Gemischten Aus- 
schusses festgelegt. 

Die detaillierte und vielfältige Aufgabenzuteilung an den 
Gemischten Ausschuß in Absatz 2 des Artikels 14 zeigt, 
daß dem Gemischten Ausschuß beim Vollzug des Abkom- 
mens eine zentrale Bedeutung zukommt. Er ist das Forum 
für die Behandlung aller mit der Durchführung des Ver- 
kehrs anfallenden Fragen sowohl technischer als auch 
wirtschaftlicher Art. 

Die Absätze 3 bis 5 von Artikel 14 sowie Artikel 15 ent- 
halten Verfahrensregelungen. 

Zu Artikel 16 

Dieser Artikel gewährleistet eine wirksame Aufgaben- 
erfüllung des Gemischten Ausschusses. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel enthält eine Sonderregelung für Sportfahr- 
zeuge. Sie dürfen die Binnenwasserstraßen befahren und 
unterliegen dabei den jeweiligen innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel enthält die im Verhältnis zu Staaten des 
Warschauer Paktes übliche Berlin-Klausel. 

Wegen der Besonderheiten der Wasserstraßen in Berlin 
(West) ist in Nummer 10 des Abschlußprotokolls zusätzlich 
klargestellt, daß die Bestimmungen dieses Abkommens 
auf tschechoslowakische Schiffe in Berlin (West) Anwen- 
dung finden. 

Zu Artikel 19 

Die Absätze 1 und 2 regeln, daß das Abkommen an dem 
Tag in Kraft tritt, an dem beide Seiten einander mitgeteilt 
haben, daß die innerstaatlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten erfüllt sind. Danach soll das Abkommen auf 
unbestimmte Zeit in Kraft bleiben. Nach Absatz 3 kann das 
Abkommen mit einer Frist von sechs Monaten gekündigt 
werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Artikel 2 des Gesetzentwurfs und Artikel 14 des Abkommens 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob über die Festsetzung der Mindest-/ 
Höchstfrachten hinaus zur Umsetzung von Vorschlägen 
des Gemischten Ausschusses weitere rechtssatzmäßige 


Regelungen erforderlich sind. Bei den vom Gemischten 
Ausschuß zu treffenden Vereinbarungen erscheint es nicht 
ausgeschlossen, daß sie Außenwirkung auf den Rechts- 
kreis der Bürger haben. 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Anlage 3 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in Artikel 2 
des Gesetzentwurfs keine weiteren rechtssatzmäßigen 
Regelungen erforderlich sind. 

Der durch Artikel 14 des Abkommens eingesetzte Ge- 
mischte Ausschuß unterbreitet dem Bundesminister für 
Verkehr Vorschläge über 

- die Festlegung der Wasserstraßen für den Transit und 
einer etwaigen quotenmäßigen Beteiligung an diesem 
Verkehr 

- diejenigen Binnenhäfen, die angelaufen werden dürfen 

- die Festsetzung von Mlndest-ZHöchstfrachten 

- eventuelle Anpassungen des Abkommens an die Ent- 
wicklung des Binnenschiffsverkehrs sowie 

“ die etwaige Zulassung von Schiffen aus dritten Ländern 
zum Wechselverkehr. 

Diese Vorschläge sind Grundlage für die nach Artikel 15 
des Abkommens von den zuständigen Behörden zu tref- 
fenden Vereinbarungen. 


Bei diesen Vereinbarungen handelt es sich um solche im 
Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3 des Binnenschiffahrtsaufgaben- 
gesetzes; sie ersetzen die nach § 2 Abs. 1 des Binnen- 
schiffahrtsaufgabengesetzes vorgeschriebene Erlaubnis 
für ausländische Schiffe. 

Für Vereinbarungen über die Festsetzung der Mindest-/ 
Höchstfrachten (Artikel 14 Abs. 3 des Abkommens) fehlt 
eine diesbezügliche innerstaatliche Regelung. Artikel 2 
des Gesetzentwurfs sieht daher eine Rechtsverordnungs- 
ermächtigung vor, aufgrund der die Vereinbarungen inner- 
staatlich in Kraft gesetzt werden können. 

Etwaige Verstöße gegen die vereinbarten Frachttarife wer- 
den nach Artikel 4 des Vertragsgesetzes, verkehrliche 
Verstöße werden nach § 7 des Binnenschiffahrtsaufgaben- 
gesetzes als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 

Die auf Vorschlag des Gemischten Ausschusses, vom 
Bundesminister für Verkehr getroffenen Vereinbarungen 
werden von diesem öffentlich (im Verkehrsblatt, Bundes- 
anzeiger) bekannt gemacht. 
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